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GESCHICHT

Regierungsvollmachten

Außer Kontrolle?
Renée Wagener

Ist es in Zeiten des 
Terrorismus notwendig, den 
Verfassungsparagrafen zu erweitern, 
der in Notfällen das Regieren ohne 
gesetzliche Grundlage ermöglicht? 
Und ist diese Regelung überhaupt 
noch zeitgemäß? Ein geschichtlicher 
Rückblick auf die Entwicklung des 
„état d’urgence“.

„Je n’ai pas envie d’avoir un dé-
bat à la Chambre pour déterminer 
si on se trouve dans une crise inter-
nationale ou nationale“. So äußerte 
sich Premierminister Xavier Bettel 
am 27.11.2015, kurz nach den Atten-
taten von Paris. Zwei Monate später, 
am 20. Januar diesen Jahres, depo-
nierte Alex Bodry, LSAP-Abgeordneter 
und Präsident der parlamentarischen  
Verfassungskommission, einen Vor-
schlag zur Reform des Verfassungs-
artikels 32, Paragraf 4. Er betrifft die 
Vollmachten, mit der die Regierung 
für die Bewältigung bestimmter Si-
tuationen ausgestattet werden kann. 
Stellt das Staatsoberhaupt (de facto 
die Regierung) einen „état d’urgence“ 
fest, so ist es befugt, Beschlüsse zu 
erlassen, ohne dass das Parlament 
für diese eine gesetzliche Basis schaf-
fen muss. Solche Beschlüsse können 
auch im Widerspruch zu bestehenden 
Gesetzen stehen. 

Als die Vollmachten-Regelung 
2004 in die Verfassung geschrieben 
wurde, galt sie für Fälle von interna-
tionalen Krisen. Jetzt jedoch will ihn 
die Verfassungskommission erweitern 
auf „cas de menaces réelles pour les 
intérêts vitaux ou les  besoins essen-

tiels de tout ou partie de la popula-
tion“ sowie „cas de péril imminent 
résultant d’atteintes graves à l’ordre 
public“ erweitern. Die Kommission 
versteht ihre Initiative explizit als Re-
aktion auf die kürzlich erfolgten terro-
ristischen Attentate in Frankreich.

Seither haben sich neben „Déi 
Lénk“ auch die Menschenrechtsliga 
sowie die drei JuristInnen Véronique 
Bruck, Michel Erpelding und Julie 
Wieclawski kritisch zu einer solchen 
Ausweitung des „état d’urgence“ 
geäußert. Bereits jetzt werfe die Tat-
sache, dass es im Ermessen der Re-

gierung liegt, den Ausnahmezustand 
festzustellen, ernste Fragen auf. Mit 
den neuen Vorschlägen, die vorsehen, 
dass dies nicht mehr nur bei interna-
tionalen Krisen, sondern auch bei lan-
desinternen Bedrohungen sowie „An-
griffen auf die öffentliche Ordnung“ 
möglich ist, werde der Anwendungs-
bereich gefährlich erweitert und zu-
gleich seine Definition schwammiger.

In ihrer Pressemitteilung vom 
14.4.2016 erklärte die Menschen-
rechtsliga, der „état d’urgence“ sei 
„en tant que tel […] tout à fait étran-
ger à la culture politique qui prévaut 

au Grand-Duché  depuis un siècle et 
demi. Grâce à l’esprit profondément 
démocratique du peuple luxembour-
geois et à l’absence de forces poli-
tiques extrémistes, il n’a jamais été 
nécessaire  d’instaurer un ‚régime 
d’exception‘ pour répondre aux nom-
breux défis extérieurs comme inté-
rieurs qui se sont posés au cours du 
temps.“ Es sei einmal dahingestellt, 
ob man sinnvoll vom „Luxemburger 
Volk“ als einem kollektiven Subjekt 
sprechen kann, das auch noch ein 
besonders demokratischer Geist aus-
zeichnet. Abgesehen davon geht aber 
aus einem längeren Gutachten dersel-
ben Liga vom 14. März hervor, dass 
Vollmachtengesetze in Luxemburg 
durchaus schon früher eingesetzt 
worden sind. Das Konzept des „état 
d’urgence“ ist nicht neu. Die meis-
ten westlichen Demokratien verfügen 
spätestens seit dem Ersten Weltkrieg 
über ein solches Instrumentarium, 
um die Normalfunktion des parla-
mentarischen Systems in bestimmten 
Fällen zugunsten der Regierungen au-
ßer Kraft setzen zu können. 

Demokratie und  
autoritäres Staatsmodell

Als das Luxemburger Parlament 
am 8. Mai 1919 eine neue Verfassung 
annahm, bedeutete dies eine funda-
mentale Reform des Luxemburger 
Staatswesens. Über die Verallgemei-
nerung des Wahlrechts und die Neu-
gestaltung des Wahlsystems hinaus 
verwandelte sie das absolutistische 
Herrschaftssystem in eine parlamen-

Notstandsgesetze haben einen schlechten Ruf: In Deutschland etwa führten die Debatten 
von 1968 zu massiven Protesten der „Außerparlamentarischen Opposition“ (APO), die darin 
eine Einschränkung demokratischer Grundrechte sah. 
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tarische Demokratie und stärkte die 
Position des Parlaments gegenüber 
Regierung und Krone. Jedoch war 
bereits 1915, also während des Ersten 
Weltkriegs, ein Gesetz vom Parla-
ment angenommen worden, das der 
Regierung die Möglichkeit gab, auf 
wirtschaftlichem Gebiet ohne parla-
mentarische Prozedur „öffentliche 
Verwaltungsreglemente“ zu erlassen. 
Das Parlament musste lediglich im 
Nachhinein über die Ausführung sol-
cher Bestimmungen unterrichtet wer-
den. Dies war bis 1935 nicht weniger 
als 618 mal, davon 274 mal während 
des Ersten Weltkriegs der Fall. Zu-
nächst betrafen die allermeisten Be-
stimmungen die Lebensmittelproduk-
tion und -verteilung, nach dem Krieg 
kamen jedoch (neben der Festlegung 
der gesetzlichen Uhrzeit) auch mone-
täre, vor allem aber arbeitsrechtliche 
Bestimmungen hinzu. So wurden 
etwa die Einführung der Betriebsde-
legationen 1919, ihre Abschaffung 1921 
und ihre Wiedereinführung 1925 auf 
diesem Weg vorgenommen, ebenso 
wie die Verschärfung des Aufenthalts-
rechts für ausländische ArbeiterInnen 
1929, die Maßnahmen gegen das so-
genannte „Doppelverdienertum“ und 
das Arbeitsverbot für verheiratete 
Frauen 1934. 

Die durch das Vollmachten-Gesetz 
von 1915 ermöglichte Beschneidung 
der Kompetenzen des Parlaments war 
also zum Zeitpunkt der Einführung 
des allgemeinen Wahlrechts 1919 be-
reits eine Normalität. Zusammen mit 
zwei anderen Faktoren begrenzte sie 
die Wirkungskraft des Parlamentaris-

mus. Zum einen blieb das Wahlrecht 
auf Frauen und Männer Luxemburger 
Nationalität beschränkt; angesichts 
des hohen Ausländeranteils in Lu-
xemburg bedeutete diese scheinbar 
selbstverständliche Einschränkung 
bereits zu dieser Zeit eine de facto-
Rücknahme des Universalitäts-An-
spruchs. Dies wurde noch dadurch 
verschärft, dass es nach dem Ersten 
Weltkrieg deutlich schwieriger war, 
die Luxemburger Staatsbürgerschaft 
zu erlangen. Zum anderen wirkte 
auch die inhaltliche Regierungspolitik 
auf eine Behinderung der Demokrati-
sierung hin: Die konservativ-liberalen 
Regierungen versuchten in den Drei-
ßigern, die demokratische Vertretung 
der kommunistischen Bewegung im 
Parlament zu verhindern und so den 
politischen Pluralismus abzuwehren. 

Parlamentskritik

1935 wurde das Gesetz zur Dik-
tatorialgewalt mit Zustimmung von 
Kammer und Staatsrat verlängert. Es 
war auf zwei Jahre begrenzt und wur-
de 1937 in seinem Geltungsbereich auf 
Industrie, Arbeitswelt und Sozialversi-
cherungen erweitert. In einer Reform 

von 1938 kam noch die Sicherheit 
hinzu. 1939 wurde das Gesetz erneut 
reformiert und die Begrenzung seiner 
Geltungsdauer aufgehoben. Der Re-
gierung wurde nun auch ermächtigt, 
„im Falle eines europäischen Krieges“ 
Wahlen zu verschieben.

Die mit dieser Stärkung der Regie-
rungsgewalt einhergehende Schwä-
chung des parlamentarischen Sys-
tems – und allgemein die Erosion 
demokratischer Prinzipien – blieb 
anfangs weitgehend unkritisiert, denn 
allgemein wurde der parlamentari-
sche Entscheidungsprozess als kom-
pliziert, langwierig und ineffizient 
erlebt. Schon während des Krieges 
war auf Seiten der nationalistischen 
„Nationalunio’n“ heftige Parlamenta-
rismus-Kritik in Schwang gekommen. 
Demokratie, so befand man dort, sei 
meist nur ein anderes Wort für De-
magogie. Einige Jahre später sprach 
der Journalist Pierre Cariers in der 
katholischen Wochenzeitung „Das Lu-
xemburger Volk“ von der „Krise des 
Parlamentarismus“, die in ganz Euro-
pa spürbar sei. Das Niveau der par-
lamentarischen Debatten sei gesun-
ken: „[D]ie legislative Gewalt erlaubt 
sich Übergriffe auf die Exekutive und 

bringt somit die Staatsmaschine in 
Unordnung“. Die Regierungen passten 
sich der jeweiligen Majorität an; nicht 
mehr die Minister seien „die Herren“ 
in den Ministerien, sondern die Ab-
geordneten. Aber auch in der Linken 
hatte der Parlamentarismus zunächst 
wenig Kredit. Man setzte die Hoffnun-
gen auf die Revolution, die erst eine 
wirkliche Demokratie bringen würde.

Die Zwanziger- und Dreißigerjah-
re präsentieren sich so in Luxemburg 
nicht nur als eine Phase des Experi-
mentierens mit den 1919 reformierten 
parlamentarischen und elektoralen 
Mechanismen, sondern zugleich 
als eine Zeit der Aufweichung und 
Nichtbeachtung demokratischer Prin-
zipien. Erst in den Debatten zur Re-
form der Notstandsgesetzgebung 1935 
kam vorsichtige Kritik auf, etwa von 
Frantz Clément in der linksliberalen 
Zeitschrift „Tribüne“. Im Parlament 
nahmen die in Richtungskämpfen 
verstrickten Liberalen die Aufgabe 
der Kritik und des Pochens auf die 
Einhaltung demokratischer Prinzipien 
nur in Einzelfällen wahr. Bei der an-
fangs kritischen Arbeiterpartei stellte 
sich ab 1937, als sie erstmals in die Re-
gierung eintrat, eine ähnliche Nach-
giebigkeit ein, die von der anwach-
senden Kriegsgefahr noch gefördert 
wurde.

2004 und 2016

Ab 1946 musste das sogenannte 
„Habilitationsgesetz“ alljährlich ver-
längert werden. Jahrzehntelang gehör-
te es zum immer wiederkehrenden 

Gegen die Weiterführung der 
Notstandsgesetzgebung in 
Luxemburg setzten sich 1935 
vor allem die linken und 
liberalen Kräfte ein – zum 
Beispiel der Publizist Frantz 
Clément in der Wochenzeitung 
„Die Tribüne“.
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Escher Tageblatt 
I.E SStffiHHli p ESCH 

M u t u n d V e r t r a u e n  !  Die beruhigenden
Erklärungen, die von dem Herrn Aussenministe r. in

den vereinigten Sektionen abgegeben wurden, be- , \
stärken uns in unsrem, auf dem Recht und den Ver- .,'
trägen beruhenden Glauben, dass, im Falle eines
Konfliktes, unsre Grenzen geachtet werden.

Herr Staatsminister Dupong.

iftbonmmentsprels
SB. oo Franken

Einztfprert
4 0 Cts.

F Q n h  A  I 7 D H Q y1 " « ^ « « n  '  Telephon N<> 4 2 2 1 (über Zentrale Ltaemburg) I I I I I 0 ü l H I I II I I i V * * ^ ™  '  Telephon N° 3 4 1 «
E s e h i Redaktion: Telephon NO 4 2 2 1 (über Zentrale Luxemburg) L n z e m b n T g t l r ( i e n o s s R n s e h a f t s d r n e g e r e i g  ~  { RedaftlOnl Telephon NO 3 4 1 tt S b l l - H I Z B U B  j  ) ^ S k o n t o - N O " ! ? V e r l a s d e r L B « m b n r e e r  G e n o s s e n s c h a f t a d r n c k e r e l  L  U  A  0  l I I U  U  I  U  \ S k o n t o , NQ 2 1 7 0

Eine.historischeKammersitzung.
Die Volksvertretung einmütig hinter der Regierung.

Nach der angekündigten Sitzung der vereinigten Sektionen,
die bis 5.30 Uhr dauerte, trat die Kammer in öffentlicher Sitzung

zusammen. Sie beschloss sofort die dringliche Erledigung des
netten Vollmachtgesetzes, das wir an anderer Stelle erläutern.
I Einstimmig wurde schliesslich das neue Vollmachtgesetz an�
genommen und vom zweiten Votum entbunden. Nach einem kurzen
patriotischen Bekenntnis des Herrn Präsidenten Reuter, schloss
diese erhebende Sitzung nationaler Einheit, mit dem vielfachen Ruf

[ y$re le Luxembourg. 

AusderErklärungvonHrn.StaatsministerDupong:
3etet gute SJugemburget mufj miffen, bafj

es in ben fdnuierigen Augcnblkften bes SJatcr«
lattbes, feine W W ift. fwl| an bie Seite bec
»erheben ja  fteHen, bie iljrerfeHs bie spfüdjt
fyibm, alle Eventualitäten oorcusäufeljen unb
fid) barauf oot^ubereiten.

SBit jjaben alles getan unb mit tun weiter*
Ijin alles, mas juc Sicherung ber Seoölftetung
unb i&te* (Eigentums notroenbig ift. 3n ben
fetitffidjen göHen foQ men olfo unfre ^nftruft»
tiotten abmatten «nb befolgen. Stot ollem foll
man fid) oot falf^e» ©erüdjrtcn Ijüfen. 2>ieje«
nigen, bie in biefem Stugenblicft, mo bie 9Iett>en
bet SBeuölftcrujiQ einer ferneren SBelaftungspto«
be ausgefegt fittb, ioldje ©erütfjte Derbreiten,
ftnb fd)tedjte Jβatttoten, unb oetbietten bie Stta» 
fen, bie bas ©efefc jür fotdp gättc ootfieljt.
(®e!Üt gut! auf ollen Sänften).

3dj bitte alle uttfrc Sanbsieute inftänbig, fidj 
in jebem AugenblitK baran 3u erinnern, bafj
mit eht neutrales 2anb finb. 5>iefe Sleuttalität
erlegt uns allen bie $fli$t auf. iht unfre Xa=
ten, unfre SBotte unö un/re ©Triften anjupaf«

)

fen. man prooo3iere nidjt unb man lajfe ficf)
nidjt piooo3teren, roeldje Umftanbe aud) eintre
ten mögen. Das @tof}b/er3ogtum unterbjsit gute
iBe3ie^ungen mit allen Sänbern Suropas. SBit
tjaben Vertrauen in bie Verträge unb bie See«
pflidjtungen ber Sänber, bie fie untertr ieben
fyaben. (<5el)t gut!)

Sie beru^igenben Erklärungen, bie von bem
#errn Slufjenminifter in ben vereinigten Seit»
tionett abgegeben wurben, beftätften uns in
unfrem, auf bem JRedjt unb ben Setttägen be*
ru^enben SBertrouen, bat, im gälte eines Äon=
fliktes, uttfre (Stengen geartet werben. (®e^t
gut! auf allen 2 3 ä n l i e n ) .

Stark unfres SRedjtee, werben mir boppelt
flach fein, wenn mir ben entfprcdjenbcn Set«
pfli^tungen gerotffenfjöft treu finb.

Mut unb Vertrauen! Sos ift, mas «^ ben
Su^embutgern empfehle. Sie am $orisont auf-
fteigenben Söolften werben ftrf) 3erftreuen unb
bas (Sroöl)er3ogtum mtrb frei unb unabhängig
bleiben ! (Seljr gut! auf allen Sänften).

Aus der Erklärung der Arbeiterpartei : 
Die Sage, in ber mir uns bleute befinben,

gleicht »iel berjenigen uom 11. Mär3 1915. SBenn
in jenem SlugenblkR ber Ärteg bereits erklärt
war, menn mir bamals f e n bie militärtfdjc
3noofion einer fremben Sölat̂ t 3u crbulben^at«
ten, fo ballen fi^ heute bunble SBolften über
uns 3Ufammen, bie gleichfalls eine 3eit großen
ttnglü*s unb ben Segirot eines ungcb>ucrn
Slenbs für bie SRenf^b^tt anftünbigen.

®W>et bietet in biefm ernften Slugenbli*
bas 5βrht3ip ber 6pe3taloollma^ten Sorteile,
mofem es im Mab^en unb im ©eifte unfres
!bemoftratif#parlamentarift^en Regimes roetfe

angemanbt mirb. Denn es kann nur oorteilljaft
fein, in einem «Moment »onftänbiger Ungemife«
Ijeit, bie Sötöglidj&ctt 3u befi^en, ben Hotroen*
btgketten ber Stunbe unoer3üglid) 3U begegnen.
Deshalb, unb weil mit Vertrauen in bie Siegle«
tung fjabeit, 3ögsrt bie Arbeiterpartei keinen
Sluflcnbltcfe, bie Gpesialoollma^ten 3u ftimmen.

2>ocf{ ift es tisd)t me^r eine ^rage berüRe^r«
Ijeit, bie fiö» bleute oor ber Kammer [teilt. <5on*
bern es ift meintest eine gtage bes Vertrauens
in bas (»djicfefal unfres Sänbes, bas allen 93ür<
gern gleid) teuer ift, meines auef) tb̂ re politifdjc
einftellung fein mag.

Mut und Vertrauen ! 
Mut unb 55crtrouen! Das roar ber hoppelte

(Srunöton, ber ber geftrigen 5Reöe von £>errti
Staotsminifter Dupong i^ren E^araftter gab,
unb bos finb oudj bie ©efüfjre, an benen ftctj
unfer bangenöes 55ol& in biefen fdjidifals*
fdnoercn lagen aufrichten foll. Itofc aller üb'
len Erfahrungen, mollert ttitr nict|t baran cer=
Sroetfeln, öa§ unferem roe^rlofen 2änbcfiert
gegenüber b i ©roftmäcljte an ben 3ted)tsprin«
3tpten feftljalten merben, bie fie im Sonboner
»ertrag felbft gu unferem Gd)u^ feftgelegt
halben, unö mutnoll mollen mir aud) ben
<»cl>rotertgheiten entgegenbltchen, bie fid), aud)
abgefeljen von ber goentualttät einer 3nDC!f'ort»
für uns aus einem bewaffneten ÄonfliRt erge^

ben mürben. ~
3n ben vereinigten Sektionen fytt $err

2luf3enminifter Sed) βrfilärungen abjjegeben,
bie uns bie Hoffnung geftatten, baf3 bud) bei
htiegerifcl)en IBerroidt-Iungcn unfere ferensen
ntdjt »erlefet werben. Belgien redjnetjfeft ba>

m i t , in einen caentuellen Sonfliht nid)t Ijin*
eingesogen 3U werben; in btefem J5«li bürfte

aud) unfer 2änbd>en keine bitehte ©efaljr lau=
fen, ba bann eine SJerle^ung unferer 9leutra«
Iität, im ©egenfa^ gu 1914, mtlttärifd) 3roe*=
los märe, unb mir blieben bamit menigftens
von ber unausöenftbaren Äataftropffe oerfd>ont,
beren Störung auf unferem 93olh gleid) einem
Sllbbrudi laitet.

Stber ber befinitine 3ufommenörud) bes
�europätfcfyen gti-ebens mürbe uns in jebem
galt uor äufjerft fernere Probleme fterten, unb
ba ift es für uns ein anberes Element ber
Seru^tgung, gu roiffen, bafe bie Regierung, im
engen Einöernetjmen mit ber ^rone, ber 99olhs=

r>ertretung, bem Staatsrat unb allen 2anbes=
beworben, alle erforberf.id)en SRafsnaljmen nor=
bereitet fjat, um bie Sidjerljeit bes Staates,
ber Senölherung unb itjres Eigentums im
m€nfd)enmögltd>en Stoße ju genxiljTleiften.
3)as neue 5BoIImad)tgefet5, bas mit an anberer
Stelle eriäutern, bilbet ben 5Ral>men, in bem
aud) SRaftnaljmen oon größter 2!ragmeite ergrif«
fen merben hönnen, oh,ne bafj baraus irgenb
eine ©efafjr für bie parlameniarifd>en lJ3räro=

gatioen erroadifen hönnte, unb, meil mir ool=
Ies 9Jertrauen in bie Regierung ^aben, konnte
2lbβeorbneter «ictor SBobfon als erfter bie ein»
mutige 3uftimmung ber Arbeiterpartei gu bie»
fem 5notftanbsgefc^ in feursen, aber überaeu*
genben SBorten proktomteren.

IRad) iljm erhoben fid> bie Spred>er fämt»
Itdier grahtionen ber Kammer, um ber SRe»
gierung bie gleidje 3uftimmung barsubringen;
es gab heine SHeljrijeit unb heine Opposition
me^r, unb biefe Ijiftorifdje Sifeung enbete in
einer «Stimmung nationaler Union, bie als ein
britter, unb roof)l als ber gemid)tigfte (Srunb
erfd)eint, uns angefidjts ber eoentuell bto^tw
ben ©efafyren nid)t entmutigen 3u laffen. Senn
biefe Einmütigkeit bchunbet etnbrucksnolt nad)
innen, mie nad) aufjen, ben nationalen 2ebens=
willen, 3er unfer gan3es S3olk bel>errfd)t, unb
fämtltd>e 5Reben klangen in bem erlyebenben
33crfpred>en aus, all« politifd)en Streitfragen

3urüdt3ufteIIen, um, gemeinfam, ben aUgemet«
nen 2anbestntereffen nad) beftem Süßiffen unb
Sonnen 3u bienen.

9Wut unb Vertrauen! Sie recl)t|ert!gen fi*)
burd) biefe Sifeung oom 27. September, bie
Parlament unb Regierung als gleid) gute 3n«
terpreten bes SSoIksgefübls erfd)einen liefe, u,
mir finb ftols barauf, bafj es bie organifierte
9lrbβt!erfd)aft mar, bie burd) tfyr Sekenntnis
3u aktioer 2Ritarbett im Staat bas erfte gun*
bament 3u biefer SRanifeftation nationaler
Einheit gelegt bat. Mut unb Vertrauen! Sie
follen uns aufredjterljalten in biefen letjten
2agen, bie uns non ber Entfd)etbung 3rotfd)en
Ärteg unb ^rieben trennen unb, fo mie wir
felbft beute national gefeftigt baftefjen, fo mol*
Ien mit tro£ allem bie Hoffnung nid)t auf«
geben, bafj in legtet Stunbe bod) nodji bem
'enbgülttgen 3uf<1I'1'nenbru*) Europas Etngatt
geboten mrben kann.

Ein neues Vollmachtgesetz
Um für alleEventualitäten gerüftet gu fein,

h/tt bie SRegi«rung bem Staatsrat am 9ftontag
ein ©efefeprojekt aur Serotlligung ausgebeljn« ' 
ter SpestalDoIImadjten unterbreitet. 3)i«fes ©e«
fefeprojekt mürbe bleute ^ladimittag »on ber
Slbgeorbnetenkammer burdjberaten unb tritt
mit feiner SSeröffentlidjung im “SJtcmortal" i n
Äroft.

J)ie 9Joltmad)ten, bie ber Regierung b u r d )
bas ©«fefe nom 27. Deaember 1937 berotniflt
murben, finb iljrem ©egenftanb nad) befdjränftt *

unb laufen aufjerbem am 31. Dejetnber biefes
3al>res ab. Sie gegenroärttgen Sreigniffe kön*
nen aber non einer Stunbe aur anbern fdjleu» j 1
nige SHafjnabmen ber SRegierung im mirtfdjaft* <
Iidjen 3ntereffe bes 2anbes, mte aud) 3 u mr
f5d)ufce bes Staates unb ber SJeoöIherung er« j i
forbern. {

Slngefid)ts bes Ernftes ber 2age I>at ber
Staatsrat benn aud) nid)t gesögert ber 5Re»

gierung bie Aktionsmtttel gusubtlligen, bie 3ur f
abroe^r aller eventuellen ©efaljren notmenbtg j (
finb. 2«s ©efe^ oom 15. ÜH-är3 1915 Ijatte ber
SRegierung äbnlidie SoIImad)ten gemährt, um
alten Ereigniffen mit befd)Ieuntgten ÜUafjnal)« 1
men begegnen 3u können.

2)od) Ijatte bas ©efefe oon 1915 bie 3tegter=l
ung blofj gu Sftafsnaljmen mtrtfd)aftlid)er Statut I
ermädjttgt. demgegenüber b/tt bas neue 93oll» <
madjtgcfe^ eine allgemeinere Tragweite, i n f o *J
fern es aud) äftafenahmen oorfiebt, bie fid) 'auf S
bie S*id)erb,eit bes Staates unb ber SBeoö'I* c
herung erftredten. t

©emäf5 biefem 2k>Ilmad)tgefet$ ift bie SRe« i
gierung alfo ermäd)tigt, fürberl)in burd) ö f fen t»5
Itd)β SJermaltungsreglemente alle erforberlidjen f

33Jaf}naI);men 3u ergreifen, um fomoi))! bte
mirtfd)aftlid)e Orbnung bes 2anbes als bie
©idjer^ett bes 'Staates unb ber 3JeoSlfcerung
3u gemäljrletften. Onsbefonbere ift bie SRegier«
ung ermäd)tigt, bie nid)t ctufgebraudjttn 3$ub»
getkrebite 3ur Sediung ber Ausgaben 3U be«
nü^en, bie burd) bie 3U ergreifenben Slafjnab^
men uerurfadlt merben. Surd) minifterinell«
58efd)lüffe foll bie SRegierung aud) alle 9Kaf3*
normen treffen bürfen, um bie SJerpflegung

b e r Seoölkerung gu fid)ern unb bie βtnftelliina
aller 3oW«ttflctt unb 2ieferungen au oerfügtn.

Die in Ausführung biefes ©efeftes 3u erlaf»
fenben 5SefdjIüffe feben Strafen oon 3 3öb,reit
©efängnis unb ©elbbufjen oon 20 000 JJr. füt
3umiberb/tnblungen oor . Aufjerbem foll, gege*
benenfalls, bie Sefdjlagnaljme ber ©egenftönb?
eines ißerge^ens angeorbnet merben können.

I>ie Ausführung biefes SoHmadjtgefcfces foll
unter Kontrolle ber Abgeorbnetenhommeret*
folgen. 3u biefem 3medt ift oorgefeljen, bo§
ber Äötnmet in ibrer nädjften St^ung über
bie ergriffenen #tofjn<il)men 95erid)t erftattef
merben muß.

SBenn Regierung, Staaterat unb Stammet
,biefe Ausbebmmg ber 9JoIImad)ten ber Gje*
kutiogemalt oorgenommen Ijaben, fo barf bat«
aus ntdjt gefd)Ioffen merben, baf3 bie auftön«
bigen Stellen alle Hoffnung auf eine frieblid>e
©eilegung ber gegenwärtigen Konflikte auf·
gegeben b/ttten. 9hir rourbe es für alle ©oen«
tualitäten als notroenbig erad)tet, ber JRegter»
ung bie Aktionsmöglidtkeiten 3U geben, bte gut
Sβaljrung ber 2anbestntereffen erferberitd)
f i n b .

Nach der Hitlerrede.
Chamberlain schlägt die GarantieEnglandsundFrank-
reichs für die Einhaltung der tschechoslowakischen

Verpflichtungen vor.
Sanbon, 27. Okt. Die englifd)e Regierung

b,at geftern abenb nad) bie 5Rebe bes SReid)S=
kanslers geprüft, unb nad) einem βabinettsrat
1)at Ehamberlatn um 1 u | r frülj folgenbe Er=
klärung gemad)t:

3d) Ijabe bie SRebe bes beutfdjen JRetd)s=
han3lers gelefen unb roürbtge bie Anfpielung
auf meine S3emüb,ungen, ben grteben gu retten.

3d) merbe biefe Semübungen ntd)t aufge*
ben, benn es fdjeint mir unmögltd), baf5 bie
33ölhcr Europas, bie heinen βrteg unter f id)
roollen, in einen blutigen $tteg geftürat mer^

ben burd) eine #rage, über bie ein umf äffen* 
bes Abkommen bereits ersielt mar.

Es ift augenfd>einlid), bafj ber SReid)skan3=
Ier hein SBertrauen in bie 33erfpred)en tyd, öt€
nid)t birekt ber SReid)sregierung gemad)t roor>
ben finb, fonbern in erfter 2tnte ber franaöfia
fen unb ber englifd)en SRegierung.

3m Stamen ber englifdjen SRegterung fpre«
d)enb, erkläre id), bafj mir uns für bie lonale
unb ooUftänbige Ausführung biefer Sβerfpre»
djeit als moraltfd) oerantroortltd) fühlen unb
bafj mir bereit finb 31t garantieren, bafj fie mit

Ritual, dass mit diesem Gesetz der 
Regierung in der letzten Parlaments-
sitzung des Jahres ein Blankoscheck 
ausgestellt wurde. Allerdings kam es 
schließlich nur noch im Zusammen-
hang mit Währungsfragen oder in-
ternationalen Konflikten zur Anwen-
dung: zum Beispiel im August 1998, 
als auch Luxemburg gegen Jugoslawi-
en und Serbien wirtschaftliche Sank-
tionen verhängte. 

2004 wurde die Prozedur in die 
Verfassung integriert, mit zwei Neue-
rungen: Die Vollmachten durften nur 
im Fall internationaler Krisen ange-
wandt werden, und sie bedurften 
bereits nach drei Monaten einer par-
lamentarischen Validierung. Obwohl 
diese Reform nur wenige Jahre nach 
den Anschlägen vom 11. September 
2001 vorgenommen wurde, blieb die-
ser Zusammenhang ganz unerwähnt. 
Die Reform erschien den Abgeordne-
ten vor allem als Beseitigung der läs-
tigen alljährlichen Abstimmung des 
Habilitationsgesetzes, sie wurde von 
allen Bänken, von der ADR bis zu 
Grünen und Linken mitgetragen (hier 
ist ein kleiner Hinweis angebracht: 
Die Verfasserin stimmte damals als 
Mitglied des Parlaments ebenfalls 
zu). Die entscheidende Frage, nach 
welchen Kriterien eine Regierung fest-
stellt, dass sie mit einer internationa-
len, sofortige Maßnahmen erfordern-
den Krise konfrontiert ist, wurde nicht 
einmal angesprochen. 

Man erkennt an den heutigen Re-
aktionen zur jüngst vorgeschlagenen 
Reform, dass nach dem Verlauf von 
zwölf Jahren die Frage nun weit kriti-

scher gesehen wird. Man kann heute 
auch nicht umhin, zu fragen, ob die 
Beweggründe für die Beibehaltung 
des Vollmachten-Paragrafen noch ei-
nen Sinn haben. Laut dem Motiven-
bericht der vorgeschlagenen Reform 
geht es um Flexibilität für die Regie-
rung. Jedoch wurde den Abgeord-
neten in den vergangenen Jahren in 
manchen Fällen - z.B. bei Abstimmun-
gen über Pensionsgesetze oder Regie-
rungserklärungen – gelegentlich schon 
zugemutet, ihren Urlaub zu verlegen - 
und die Fraktionen schafften es dann 
durchaus, ihre Truppen zusammenzu-
trommeln. Man sollte auch meinen, 
dass es im Zeitalter des Internet nicht 
an Möglichkeiten fehlt, das Parlament 
zu schnellen Entscheidungen zu brin-
gen. Was am bedenklichsten stimmt, 
ist aber der in der Reform vorgesehe-
ne völlig unspezifizierte Fall des „An-
griffs auf die öffentliche Ordnung“.  

Es stellt sich jedoch darüber hin-
aus die Frage, ob die Ausweitung des 
Vollmachten-Paragrafen ein Indiz ist 
für eine Aushöhlung der Demokratie, 
wie sie dies in der Zwischenkriegszeit 
war. Die Geschichte wiederholt sich 
nicht, und in manchen Hinsichten 

stellt sich die politische Lage völlig 
anders dar als vor einem Jahrhun-
dert. Während damals die Anwen-
dung der Vollmachten in manchen 
Bereichen zum Normalfall geworden 
war, verschwand diese Routine nach 
dem Zweiten Weltkrieg, und das Ha-
bilitationsgesetz wurde nur noch in 
Ausnahmefällen angewandt. Ab die-
ser Zeit wurde auch der Parteienplu-
ralismus nicht mehr in Frage gestellt. 
Dagegen ist die Kritik am Parlamen-
tarismus erhalten geblieben. Daran 
ist das Luxemburger Parlament nicht 
schuldlos: Die Parteienlogik führt 
häufig dazu, dass es seine Rolle als 
Kontrollorgan der Regierung nicht 
wahrnimmt. Auch ohne Einsatz des 
Vollmachten-Paragrafs.
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Anmerkung: In diesen Beitrag fließen 
Elemente aus dem Dissertationsprojekt 
der Autorin ein. Eine leicht gekürzte 
luxemburgische Version wurde am 19.5.2016 
in der Rubrik „Zäithistorikerin“ auf Radio 
100komma7 vorgetragen. 
 

Nach dem Regierungseintritt 
der Arbeiterpartei gab diese 
1938 ihre Opposition gegen 

das Notstandsgesetz mit dem 
Verweis auf die drohende 

Kriegsgefahr auf.
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